
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Hahnheim 
 
vom 10.10.2024 
 
in Hahnheim, Gemeindezentrum Hahnheim, Obere Hauptstraße 3 
 
 
Beginn: 19:30 Uhr Ende: 20:45 Uhr 
  

 
 
Stimmberechtigt: 
 
Werner Kalbfuß Ortsbürgermeister   
Jürgen Schwamb 1. Beigeordneter und Ratsmitglied   
Thomas Herzog 2. Beigeordneter und Ratsmitglied   
Gert Holland-Cunz Ratsmitglied   
Juliette Thiel Ratsmitglied   
Thomas Elter Ratsmitglied   
Thilo Heintz Ratsmitglied   
Heinrich Ebner Ratsmitglied   
Martina David Ratsmitglied   
Christoph Mannack Ratsmitglied   
Anna Maria Rahn Ratsmitglied   
Otto Breyer Ratsmitglied 

ab 19:45 Uhr 
  

Peter Borngässer Ratsmitglied   
Christiane Ruzycki Ratsmitglied   
Bernhard Kappler Ratsmitglied   

 
Entschuldigt: 
Michael Hattemer Ratsmitglied   
Luca Blumör Ratsmitglied   

 
Für die Verwaltung: 
 
Doris Ebeling Schriftführung   

 
 
Die Mitglieder des Gemeinderates der Ortsgemeinde Hahnheim sind mit der Einladung vom 
01.10.2024 auf Donnerstag, 10.10.2024, 19:30 Uhr, unter Mitteilung der Tagesordnung 
einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Gemeinderat ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Einwohnerfragestunde 

 
2. Ortsgemeinde Hahnheim; Bebauungsplanverfahren "Bahngelände/Bahnhofstraße, 1. 

Änderung";  
A) Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 i.V.m. § 13a Baugesetzbuch 
B) Vergabe Planungsleistung Bebauungsplan nach § 100 GemO 
C) Vergabe artenschutzrechtliche Untersuchung nach § 100 GemO 
D) Vergabe schalltechnische Untersuchung nach § 100 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 025/2024/0007) 
 

3. Ortsgemeinde Hahnheim; Bebauungsplan "Alter Ortskern" 
A) Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
B) Beschluss über den Erlass einer Veränderungssperre gemäß §§ 14 und 16 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 025/2024/0041) 
 

4. Weiterentwicklung Klima- und Naturschutz in der OG Hahnheim 
 

5. Antrag des SC Hahnheim auf finanzielle Unterstützung bei der Vertretung von Hahnheim 
beim Bundesturnfest in Leipzig 
 

6. Wahl der Beauftragten 
(Vorlagen-Nummer: 025/2024/0042) 
 

7. Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen 
Zustimmung gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 025/2024/0038) 
 

8. Angebot auf Übernahme eines Rollgerüstes 
 

9. Bauanträge/Bauvoranfragen; Erteilung des Einvernehmens nach §§ 14 Abs. 2, 31 
Abs. 2 und 36 Baugesetzbuch 
 

9.1 Hahnheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Walheimer Hof; Flur 6, Flurstück 230 und 231 
Fristende: 05.11.2024 
Abweichung zur Ausführung von Dacheinschnitten 
(Vorlagen-Nummer: 025/2024/0039) 
 

9.2 Hahnheim; Abweichungsantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: An der Pfingstweide; Flur 10, Flurstück 279 
Fristende: 18.11.2024 
Abweichung der Dachform von geneigtem Dach in Flachdach 
(Vorlagen-Nummer: 025/2024/0040) 
 

10. Verschiedenes 
 

11. Mitteilungen 
 

12. Anfragen 
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Tagesordnung 
 
 
 
1. Einwohnerfragestunde 

 

 
Es liegen keine vor. 
 
 
 
 
2. Ortsgemeinde Hahnheim; Bebauungsplanverfahren "Bahngelände/Bahnhofstraße, 

1. Änderung";  
A) Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 i.V.m. § 13a Baugesetzbuch 
B) Vergabe Planungsleistung Bebauungsplan nach § 100 GemO 
C) Vergabe artenschutzrechtliche Untersuchung nach § 100 GemO 
D) Vergabe schalltechnische Untersuchung nach § 100 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 025/2024/0007) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Zu A) 
 
Die Ortsgemeinden haben gemäß § 1 Abs. 3 BauGB Bauleitpläne aufzustellen, sobald und 
soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Aufgabe der 
Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde 
nach Maßgabe der einschlägigen Gesetze vorzubereiten und zu leiten.  
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Bahngelände/Bahnhofstraße, 1. Änderung“ sollen 
die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für den Neubau einer vorhabenbezogenen 
Wohnbebauung sowie einer Kindertagesstätte geschaffen werden.  
 
• Städtebauliche Begründung und Ziele der Planung:   
 
Die Gemeinde Hahnheim plant, gemeinsam mit der Kreiswohnungsbaugesellschaft des 
Landkreises Mainz-Bingen, die Gründung einer Projektgesellschaft. Gegenstand des 
Unternehmens - Wohnen in Hahnheim UG & Co.KG - ist eine sichere und sozial 
verantwortbare Wohnversorgung von breiten Schichten der Bevölkerung in der Ortgemeinde 
Hahnheim. Das Angebot an Wohnraum soll mit dem Betreuungsangebot einer 
Kindertagesstätte ergänzt werden. Für die Umsetzung dieses Unternehmensziels, soll auf dem 
gemeindeeigenen Grundstück in der Bahnhofstraße ein gemeinsames Gebäude errichtet 
werden, indem beide Nutzungen untergebracht werden sollen.  
Das betroffene Grundstück befindet sich im räumlichen Geltungsbereich des 
rechtsverbindlichen Bebauungsplanes „Bahngelände/Bahnhofstraße“. Die planungsrechtliche 
Festsetzung sieht eine gemischte Nutzung (Mischgebiet) sowie eine Gemeinbedarfsfläche mit 
Zweckbestimmung Verwaltung vor.   
Um die geplante städtebauliche Entwicklung des Vorhabens umzusetzen, bedarf es einer 
Änderung des Bebauungsplanes. Der räumliche Geltungsbereich umfasst eine 
Größenordnung von ca. 3.200 qm.   
 
• Bauleitplanverfahren/Bauleitplanung  
 
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB als Bebauungsplan 
der Innenentwicklung aufgestellt um innerörtliches Flächenpotenzial für die 
Siedlungsentwicklung her-anzuziehen. Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 3 
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Satz 2 BauGB wird im beschleunigten Verfahren von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der 
zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Absatz 1 BauGB abgesehen. Das 
Bauleitplanverfahren sieht von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 
und § 4 Abs. 1 BauGB ab. Der betroffenen Öffentlichkeit wird Gelegenheit zur Stellungnahme 
durch Auslegung über die Dauer von einem Monat gegeben.  
 
 
Zu B) 
 
Für die Durchführung eines Bebauungsplanverfahrens ist zunächst ein Planungsbüro mit der 
Erstel-lung eines Bebauungsplanentwurfs und dessen Grundleistungen zu beauftragen. Mit 
der Vorlage einer Entwurfsfassung des Bebauungsplans kann mit dem anschließenden 
baurechtlichen Aufstellungsverfahren begonnen werden. Die Vergütung der 
Planungsleistungen regelt die HOAI (Honorarordnung für Architekten und Ingenieure). Von 
einer öffentlichen Ausschreibung der Planungsleistung kann nach den Bestimmungen der VgV 
(Vergabeordnung) abgesehen werden, da der verbindliche Schwellenwert nicht überschritten 
wird. Aus diesen Gründen kann die Gemeinde mit dem Planungsbüro einen entsprechenden 
Vertrag schließen. 
Das Ingenieur- und Stadtplanungsbüro ist mit den örtlichen Gegebenheiten und der 
beabsichtigten Entwicklung der Stadt vertraut. Der Verbandsgemeindeverwaltung ist das 
Planungsbüro für seine zuverlässige Leistung und Ausführung bekannt. Für die gegenwärtig 
anstehende Überplanung liegt ein Honorarangebot vor. Dieses beinhaltet zusammengefasst 
alle erforderlichen Planleistungen.  
 
 
Zu C) 
 
Das Plangebiet ist im Hinblick auf mögliche Vorkommen geschützter Tierarten einer speziellen 
artenschutzrechtlichen Prüfung zu unterziehen, um im weiteren Verfahren potentiell 
vorkommende planungsrelevante Arten berücksichtigen zu können. Bei der geplanten 
Ausweisung des Plangebietes sind u. a. die biotop- und artenschutzrechtlichen Bestimmungen 
der §§ 30 und 44 Bundesnatur-schutzgesetz zu beachten. Im Rahmen einer gutachterlichen 
Prüfung werden die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 44 
Bundesnaturschutzgesetz bezüglich der potenziell und tatsächlich vorkommenden 
geschützten Arten, die durch das Vorhaben eintreten können, ermittelt und dargestellt. Zur 
Sicherstellung des Individuenschutzes werden Aussagen zu Vermeidungs,- Minimierungs- 
und Kompensationsmaßnahmen getroffen. 
Die Verbandsgemeindeverwaltung hat geeignete Fachbüros um Vorlage eines 
Honorarangebotes aufgefordert. Die Angebote liegen zum Zeitpunkt der Erstellung dieser 
Beschlussvorlage nicht vor, sodass die Empfehlung ergeht, den Ortsbürgermeister für eine 
Auftragserteilung ermächtigt wird.  
Zu D) 
 
Die auf das Baugebiet einwirkenden Immissionen (Schalleinwirkungen der benachbarten 
Gewer-betriebe) sind zur Wahrung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse gutachterlich zu 
ermitteln und anhand der einschlägigen Immissionsrichtwerte zu beurteilen. Das 
Schallgutachten ist Voraus-setzung und zwingender Bestandteil einer fachgerechten 
Abwägung im Aufstellungsverfahren des Bebauungsplanes. Seine Ergebnisse sind einerseits 
planerisch zu berücksichtigen und anderseits treffen sie Aussagen zu 
Schallschutzmaßnahmen für die geplante Wohnnutzung.   
Durch ein Schallgutachten soll die immissionsschutzrechtliche Vereinbarkeit und 
Schutzbedürftigkeit zwischen den jeweiligen Nutzungen beurteilt werden 
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Die Verbandsgemeindeverwaltung hat geeignete Fachbüros um Vorlage eines 
Honorarangebotes aufgefordert. Die Angebote liegen zum Zeitpunkt der Erstellung dieser 
Beschlussvorlage nicht vor, sodass die Empfehlung ergeht, den Ortsbürgermeister für eine 
Auftragserteilung ermächtigt wird.  
 
 
Anlage:  Räumlicher Geltungsbereich 
   
   
 
Beschlussvorschlag: 
 
A) 
Der Gemeinderat beschließt für die städtebauliche Entwicklung einer vorhabenbezogenen 
Wohnbebauung sowie einer Kindertagesstätte die Aufstellung eines Bebauungsplans mit 
Bezeichnung „Bahngelände/Bahnhofstraße, 1. Änderung“ gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) als Bebauungsplan der Innentwicklung im beschleunigten Verfahren nach § 13a 
BauGB. Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan umfasst die im vorliegenden 
Geltungsbereich befindlichen Grundstück der Flur 9, Nr. 357/52 vollständig.    
 
B) 
Der Gemeinderat beschließt die Auftragsvergabe von Planungsleistungen zum 
Bebauungsplanverfahren „Bahngelände/Bahnhofstraße, 1. Änderung“ auf Grundlage der 
Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI) an das Planungsbüro Hendel und 
Partner aus Wiesbaden entsprechend dem vorliegenden Honorarangebot vom 22.01.2024. 
Die Bruttoauftragssumme beträgt 15.169,60 EUR.  
Der Gemeinderat beschließt die Auftragsvergabe als überplanmäßige Aufwendung zur 
Buchungsstelle 025/51160.562590 gemäß § 100 Gemeindeordnung. 
 
C) 
Der Gemeinderat beschließt die Durchführung einer artenschutzrechtlichen Prüfung und 
ermächtigt den Ortsbürgermeister, den Auftrag als außerplanmäßige Aufwendung gemäß § 
100 Gemeindeordnung zu erteilen. Der Gemeinderat beschließt die Auftragsvergabe als 
überplanmäßige Aufwendung zur Buchungsstelle 025/51160.562590 gemäß § 100 
Gemeindeordnung. 
 
 
D)  
Der Gemeinderat beschließt die Durchführung einer schalltechnischen Untersuchung und 
ermächtigt den Ortsbürgermeister, den Auftrag als außerplanmäßige Aufwendung gemäß § 
100 Gemeindeordnung zu erteilen. Der Gemeinderat beschließt die Auftragsvergabe als 
überplanmäßige Aufwendung zur Buchungsstelle 025/51160.562590 gemäß § 100 
Gemeindeordnung. 
 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 025/51160.562590 

 
Beschluss: 
 
Es wird einstimmig zugestimmt die Punkte A) bis D) als Paket abzustimmen. 
 
Die Abstimmung zur Beschlussvorlage erfolgt mehrheitlich mit Ja. 
Abstimmungsergebnis: 12 Ja – 2 Nein – 0 Enthaltungen 
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3. Ortsgemeinde Hahnheim; Bebauungsplan "Alter Ortskern" 

A) Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
B) Beschluss über den Erlass einer Veränderungssperre gemäß §§ 14 und 16 
BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 025/2024/0041) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Zu A) Aufstellungsbeschluss Bebauungsplan „Alter Ortskern“ 

Die Ortsgemeinden haben gemäß § 1 Abs. 3 BauGB Bauleitpläne aufzustellen, sobald und 
soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Aufgabe der 
Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde 
nach Maßgabe der einschlägigen Gesetze vorzubereiten und zu leiten. 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Alter Ortskern“ sollen die bauplanungsrechtlichen 
Voraussetzungen für den Erhalt und die (Weiter-) Entwicklung der dörflichen Strukturen im 
alten Ortskern von Hahnheim mit einer moderaten, städtebaulich geordneten Nachverdichtung 
geschaffen werden. 

 Städtebauliche Begründung und Ziele der Planung: 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans reagiert die Ortsgemeinde auf den Strukturwandel 
des dörflich geprägten Ortskerns durch Rückgang der Landwirtschaft und Winzerbetriebe und 
des damit einhergehenden Gebäudeleerstands. Die Lage im Einzugsbereich der 
Metropolregion Rhein-Main mit den Großstädten Frankfurt, Wiesbaden und Mainz, das hohe 
Wirtschaftswachstum in dieser Region und der daraus resultierende Bevölkerungszuwachs 
führen zu einer hohen Nachfrage nach Wohnraum, die sich auch in der Ortsgemeinde 
Hahnheim niederschlägt. Eine übermäßige Nachverdichtung mit dem Ortskern fremder 
Wohnstrukturen (Geschosswohnungsbau, Reihenhaus- und Mehrfamilienhäuser) erweist sich 
nicht nur unter Erschließungsgesichtspunkten auf den ohnehin beengten und überlasteten 
öffentlichen Straßen als problematisch, sondern widerspricht darüber hinaus der 
städtebaulichen Zielvorstellung, die charakteristische dörfliche Baustruktur im Ortskern zu 
erhalten. 

In den letzten Jahren haben im alten Ortskern der Gemeinde Hahnheim fortschreitende 
bauliche Veränderungen und eine wachsende Nachverdichtung zu einer Überprägung der 
dörflichen Strukturen sowie zu einer Verringerung der innerörtlichen Grünflächen geführt. Auf 
der Grundlage der rechtskräftigen Bebauungspläne „Hahnheim-West“ und „Hahnheim-Ost“ 
ergeben sich hinsichtlich des Erscheinungsbildes und der Gesamtstruktur eine Vielzahl von 
baulichen Möglichkeiten, die zu einer maßgeblichen Veränderung der städtebaulichen 
Eigenart des alten Ortskerns führen können. Vor diesem Hintergrund sieht die Ortsgemeinde 
einen begründeten Handlungsbedarf zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen 
Entwicklung im alten Ortskern. 

Ziel der Planung ist es, die gewachsenen dörflichen Strukturen zu bewahren und für die 
ungenutzten oder leerstehenden Gebäude eine maßvolle Nachnutzung zu ermöglichen, die 
unter Berücksichtigung des noch existierenden Bestandes an landwirtschaftlichen Betrieben, 
nichtstörendem Gewerbe, Gastronomie, Wohnen sowie öffentlichen Einrichtungen, die 
gemischte Nutzungsstruktur erhält und weiterentwickelt. Neben der Erhaltung der historischen 
Bausubstanz und der Sicherung von innerörtlichen Grünflächen gilt es vor allem, künftige Neu- 
und Umbauten in die gewachsene dörfliche Struktur alten Ortskerns einzubinden. 
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Zu B) 

Zur Sicherung der Bauleitplanung soll für den künftigen Geltungsbereich des Bebauungsplans 
„Alter Ortskern" eine Veränderungssperre nach den §§ 14 und 16 BauGB in der nach Anlage 
B beigefügten Fassung beschlossen werden. 

Hierdurch soll für den Zeitraum der Planung, vom Aufstellungsbeschluss bis zur 
Bekanntmachung des Bebauungsplans sichergestellt werden, dass die Verwirklichung der 
künftigen Planung nicht durch zwischenzeitlich genehmigte bauliche Anlagen, die den 
vorstehenden Planungsvorstellungen zuwiderlaufen, gefährdet wird. 

Die (materiellen) Voraussetzungen für den Erlass der Veränderungssperre liegen vor. Nach § 
14 Abs. 1 BauGB gehört hierzu einerseits der vorstehend zu fassende Beschluss der 
Gemeinde über die Aufstellung des Bebauungsplans. Andererseits müssen bereits 
hinreichend konkrete gemeindliche Vorstellungen über den Inhalt des künftigen 
Bebauungsplans bestehen, wie sie im Beschluss zur Planaufstellung dargelegt sind. 

Die Veränderungssperre hat zur Folge, dass im künftigen Planbereich Vorhaben im Sinne des 
§ 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden dürfen sowie 
erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und baulichen 
Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig 
sind, nicht vorgenommen werden dürfen (§ 14 Abs. 1 BauGB). Eine Ausnahme hiervon kann 
im Einvernehmen mit der Gemeinde von der Baugenehmigungsbehörde zugelassen werden, 
wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen (§ 14 Abs. 2 BauGB). 

Anlagen: 

A) Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplans „Alter Ortskern“ 

B) Satzung über den Erlass einer Veränderungssperre mit räumlichen Geltungsbereich 

 
Beschlussvorschlag: 
 
A) Der Gemeinderat beschließt die Aufstellung des Bebauungsplans „Alter Ortskern“ gemäß 
§ 2 Abs. 1 BauGB. Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ergibt sich aus dem 
in der Anlage A beigefügten Lageplan, der Bestandteil dieses Beschlusses ist. 

B) Der Gemeinderat beschließt den Erlass einer Veränderungssperre für den Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes „Alter Ortskern“ gemäß §§ 14 und 16 BauGB in der beigefügten 
Fassung. 

 
Beratung: 
 
Zu dem Thema wird eine Einwohnerversammlung durchgeführt, vermutlich noch dieses Jahr, 
gemeinsam mit dem Geschichtsverein. Herr Jestädt wird zu diesem Termin hinzugebeten. 
Es gab eine E-Mail vom Sitzungsdienst an alle Ratsmitglieder, dass der Plan geändert wurde.  
 
Gaby Wagner erläutert, dass man mit einem Grundlagenhonorar von ca. 10.000,00 € rechnen 
muss. Verschiedene Aufgabenstellungen und z.B. mehrere Offenlagen erhöhen das Honorar. 
Bei der Einleitung eines Normenkontrollverfahrens entstehen zusätzlich Gerichts- und 
Anwaltskosten. Angebote liegen vor, diese müssen überarbeitet werden. 
Auf die Frage, warum das ganze Gebiet überplant wird und nicht punktuell, erläutert Gaby 
Wagner, dass dies nicht geht, weil es sich dann um Willkür handeln würde. 
Die Veränderungssperre gilt zunächst für 2 Jahre. 
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Es besteht Befangenheit bei Bernhard Kappler, Peter Borngäser, Otto Breyer, Heinz Ebner, 
Christoph Mannack. Diese wechseln zu einem Platz im Zuschauerraum. 
 
Beschluss: 
 
Die Abstimmung zur Beschlussvorlage A) und B) erfolgt mehrheitlich mit Ja. 
Abstimmungsergebnis: 8 Ja – 1 Nein – 1 Enthaltungen 
 
Die befangenen Mitglieder kehren zum Sitzungstisch zurück. 
 
 
 
 
4. Weiterentwicklung Klima- und Naturschutz in der OG Hahnheim 

 

 
Beratung: 
 
Auf die Frage, warum die Fläche erneut vermessen werden soll, wird mitgeteilt, dass daraus 
eine fachliche Bestandsaufnahme und eine Klärung der Flächen erzielt werden soll. Der 
Verwaltung wurde bereits eine Excel-Datei mit Flächen und Koordinaten zur Verfügung 
gestellt. Diese ersetzt nicht die geplante Vermessung. 
Die Kosten der Vermessung belaufen sich auf ca. 1.500 €.  
Die anzuschaffenden Geräte werden unter dem Dach im Gemeindezentrum gelagert. 
An der Synagoge ist geplant den Schotter wegzunehmen und diese Flächen neu zu 
bepflanzen. 
 
Beschluss: 
 
Es wird einstimmig zugestimmt als Paket abzustimmen. 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag (siehe Anlage). 
 
Abstimmungsergebnis: 11 Ja – 4 Nein – 0 Enthaltungen 
 
 
 
 
5. Antrag des SC Hahnheim auf finanzielle Unterstützung bei der Vertretung von 

Hahnheim beim Bundesturnfest in Leipzig 
 

 
Beschluss: 
 
Der Antrag auf finanzielle Unterstützung wird auf 2.000,00 € erhöht. 
 
Dem Zuschuss wird zugestimmt. 
Abstimmungsergebnis: 13 Ja – 0 Nein – 2 Enthaltungen 
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6. Wahl der Beauftragten 

(Vorlagen-Nummer: 025/2024/0042) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Auszug aus der Gemeindeordnung: 
 
§ 40 Beschlussfassung, Wahlen 
 

(1) Beschlüsse des Gemeinderats bedürfen der Mehrheit der Stimmen der anwesenden 
Ratsmitglieder, soweit nicht gesetzliche Bestimmungen etwas anderes vorsehen. Bei 
Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Bei der Beschlussfassung wird offen abgestimmt, 
soweit nicht die Geschäftsordnung etwas anderes vorsieht oder der Gemeinderat mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder im Einzelfall etwas anderes 
beschließt.  

(2) Bei Wahlen können nur solche Personen gewählt werden, die dem Gemeinderat vor der 
Wahl vorgeschlagen worden sind.  

(3) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der Stimmen erhält. Erhält beim ersten Wahlgang 
niemand diese Stimmenmehrheit, so ist die Wahl zu wiederholen. Erhält auch hierbei niemand 
mehr als die Hälfte der Stimmen, so erfolgt zwischen den beiden Personen, die die höchste 
Stimmenzahl erreicht haben, eine Stichwahl; bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, wer 
in die Stichwahl kommt. Führt auch die Stichwahl zu gleicher Stimmenzahl, so entscheidet das 
Los, wer gewählt ist. Der Losentscheid erfolgt durch den Vorsitzenden.  

(4) Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen zählen bei der Feststellung der 
Stimmenmehrheit nicht mit. Bei der Abstimmung durch Stimmzettel gelten unbeschrieben 
abgegebene Stimmzettel als Stimmenthaltungen. Stimmzettel, aus denen der Wille des 
Abstimmenden nicht unzweifelhaft erkennbar ist, und Stimmzettel, die einen Zusatz, eine 
Verwahrung oder einen Vorbehalt enthalten, sind ungültig.  

(5) Die Beigeordneten und im Falle des § 53 Abs. 2 der Bürgermeister werden in öffentlicher 
Sitzung durch Stimmzettel in geheimer Abstimmung gewählt; das gleiche gilt für sonstige 
Wahlen, sofern nicht der Gemeinderat etwas anderes beschließt.  

 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Gemeinderat beschließt die Wahl in offener Abstimmung vorzunehmen  
( § 40 Abs. 5 GemO ). 
 

2. Der Gemeinderat wählt       zum/zur Beauftragten für 
das Gemeindezentrum und weitere Immobilien der Ortsgemeinde. 

 

Die monatliche Aufwandsentschädigung beträgt    €.  
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Hinweis:  
Das Stimmrecht des Vorsitzenden ruht bei Wahlen. 
Gem. § 22 Abs. 3 GemO finden bei Wahlen die Regelungen über 
Ausschließungsgründe keine Anwendung. 
Wird jedoch eine Aufwandsentschädigung gewährt, sind die Betroffenen 
entsprechend auszuschließen. 

 
Beratung und Beschluss: 
 
Die Wahl wird einstimmig in offener Abstimmung vorgenommen. 
 
Die SPD-Fraktion schlägt Heinz Ebner als Beauftragten vor für alle immobiliennahen Aufgaben 
und für alle Objekte der Gemeinde. 
 
Abstimmungsergebnis: 12 Ja – 0 Nein – 1 Enthaltungen; Abstimmung ohne Werner Kalbfuß 
 
Eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 300,00 € wird vorgeschlagen. 
 
Abstimmungsergebnis: 11 Ja – 1 Nein – 1 Enthaltungen; Abstimmung ohne Werner Kalbfuß 
 
 
 
 
7. Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen 

Zustimmung gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO  
(Vorlagen-Nummer: 025/2024/0038) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Gemäß § 94 Abs. 3 GemO sind Einwerbung, Annahme oder Vermittlung von 
Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen von/an Dritte nur 
zur Erfüllung von freien Selbstverwaltungsaufgaben und Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung 
nach § 2 Abs. 1 GemO zulässig. 
 
Ausnahmen hiervon sind: 

 Aufgaben im Rahmen der Eingriffsverwaltung 

 Bei bösem Anschein für eine Beeinflussung bei der Wahrnehmung von 
Verwaltungsaufgaben 

 
Bei der Auswahl der Sponsoringpartner ist die Chancengleichheit konkurrierender Sponsoren 
zu wahren. Einwerbung und Entgegennahme von Angeboten einer Zuwendung dürfen nur 
durch den Bürgermeister oder eines Beigeordneten vorgenommen werden. Das Angebot einer 
Zuwendung ist der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Über die Annahme oder 
Vermittlung eines Angebotes einer Zuwendung entscheidet der Gemeinderat oder ein 
zuständiger Ausschuss. Dem Gemeinderat bzw. dem zuständigen Ausschuss und der 
Aufsichtsbehörde sind sämtliche für die Entscheidung maßgeblichen Tatsachen offen zu 
legen. Hierzu gehört insbesondere ein anderweitiges Beziehungsverhältnis zwischen der 
Gemeinde und dem Geber. Die für die Entscheidung maßgeblichen Tatsachen sind in 
geeigneter Weise zu dokumentieren und vorzuhalten. 
 
Diese Entscheidung nach § 93 Abs. 3 GemO ist in öffentlicher Sitzung zu behandeln. 
 
Hat ein Zuwendungsgeber aus berechtigtem Interesse um vertrauliche Behandlung seines 
Namens gebeten, kann die Annahme dieser Zuwendung in nichtöffentlicher Sitzung 
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beschlossen werden. Im Zweifel ist aber anzuraten, auf die Annahme einer solchen Spende 
eher zu verzichten. 
 
Zuwendungen eines Zuwendungsgebers, die im Haushaltsjahr 100,00 € in der Summe nicht 
überschreiten, unterliegen nicht den Verfahrensbestimmungen nach §94 Abs. 3 Satz4 
Halbsatz 2 und Satz 5 GemO. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat stimmt der Annahme folgender Spenden /Schenkungen /Sponsoring-
leistungen zu: 
 

Zuwendungsgeber Höhe der 
Zuwendung 

Zuwendungszweck Spende, 
Schenkung 
oder 
Sponsoring 

EWR 500,00 € Sonnenschirm für die Kita 
Wingertswichtel 

Sachspende 

 
Beschluss: 
 
Die Abstimmung zur Beschlussvorlage erfolgt einstimmig mit Ja. 
Abstimmungsergebnis: 15 Ja – 0 Nein – 0 Enthaltungen 
 
 
 
 
8. Angebot auf Übernahme eines Rollgerüstes 

 

 
Beratung: 
 
Bei dem Verkäufer ist das genaue Modell zu erfragen, und evtl. Aufsteckelemente 
dazuzukaufen, für den Einsatz in der Halle, die eine Höhe von 8,0 m hat. 
 
Beschluss: 
 
Die Abstimmung zur Übernahme des Rollgerüstet zum angebotenen Preis erfolgt einstimmig 
mit Ja. 
Abstimmungsergebnis: 15 Ja – 0 Nein – 0 Enthaltungen 
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9. Bauanträge/Bauvoranfragen; Erteilung des Einvernehmens nach §§ 14 Abs. 

2, 31 Abs. 2 und 36 Baugesetzbuch 
 

 
 
9.1. Hahnheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Walheimer Hof; Flur 6, Flurstück 230 und 231 
Fristende: 05.11.2024 
Abweichung zur Ausführung von Dacheinschnitten 
(Vorlagen-Nummer: 025/2024/0039) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 05.11.2024.  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Abweichungsantrages ist die Ausführung von Dacheinschnitten (Loggien). 
 
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) mit Bezeichnung Wahlheimer Hof 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Abweichung löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
 
Der Bebauungsplan Wahlheimer Hof legt unter Punkt 2 Nr. 2.3 fest, dass Dacheinschnitte nur 
zulässig sind, wenn diese nicht vom Straßenraum einsehbar sind.  
 
Bei dem beantragten Abweichungsantrag sind beide Dacheinschnitte vom Straßenraum 
einsehbar. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt zum vorliegenden Abweichungsantrag die Befreiung von 
Festsetzungen des Bebauungsplanes „Wahlheimer Hof“ zur Ausführung von Dacheinschnitten 
(Loggien) gemäß § 31 BauGB.  
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Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: 15 Ja – 0 Nein – 0 Enthaltungen 
 
 
 
 
9.2. Hahnheim; Abweichungsantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: An der Pfingstweide; Flur 10, Flurstück 279 
Fristende: 18.11.2024 
Abweichung der Dachform von geneigtem Dach in Flachdach 
(Vorlagen-Nummer: 025/2024/0040) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 18.11.2024.  
 
• Abweichungsantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Abweichung der Dachform von geneigtem Dach in 
Flachdach. 
 
Der Bauherr beabsichtigt auf dem Flachdach eine Dachbegrünung auszuführen.  
 
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) mit Bezeichnung Zwischen Kloster-Eberbach-Str. und der 
Selz. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt zum vorliegenden Bauantrag die Befreiung von planungsrechtlichen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes „Zwischen Kloster-Eberbach-Str. und der Selz“ gemäß 
§ 31 BauGB zur Ausführung eines Flachdaches anstelle eines geneigten Daches.  
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Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: 15 Ja – 0 Nein – 0 Enthaltungen 
 
 
 
 
10. Verschiedenes 

 

 
Die Rübenabfuhr beginnt in 1-2 Wochen. Der Weg, der letztes Jahr beschädigt wurde, ist 
vollständig in Stand gesetzt. Auf Grund der Wetterlage ist erneut mit Beschädigungen zu 
rechnen, die aber wieder behoben werden. 
 
 
 
 
11. Mitteilungen 

 

 
Am 20.10.24 findet der Tag der offenen Tür der VG statt (10 Jahre VG Rhein-Selz) und 
gleichzeitig der „Verkaufsoffene Sonntag“ in Oppenheim. 
 
Die Einweihung des Dorfmittelpunktes brachte eine positive Resonanz; es wird als 
Schmuckstück angesehen. 
 
 
 
 
12. Anfragen 

 

 
Geschwindigkeitsmeßgerät: Ein Gerät soll eine Laterne weiter nach vorne (Richtung 
Köngernheim) versetzt werden. Beide Geräte sollen auf den gleichen technischen Stand 
gebracht werden. Für ein Gerät fehlt noch der Akku. 
 
 
Folgende Anfragen werden schriftlich beantwortet: 
Stand Gewerbegebiet 
2. BA Erschließungsarbeiten 
Lärmschutzwand Rheinhessenstuben - finale Errichtung 
Spielstraße 1. und 2. BA 
fehlende Schilder/Verkehrszeichen; eine Liste wurde der Verwaltung übergeben. 
Wie lange bleibt der Köngernheimer Weg gesperrt. 
Wurde die Rechnung vom Rückschnitt bereinigt? 
Ausgleichsfläche Hahnheim Ost? 
 
Wann wird der Dorfgraben in Funktion gesetzt. Die Aufgabe liegt bei der VG und der KV. 
Sachstand Kelterunterstand: Rechnungen in Höhe von 48.000 € wurden der Versicherung 
übergeben. 
Um die Kelter von dem Gelände abzutransportieren, um sie ins Trockene zu stellen, muss das 
Gelände um die Kelter frei geräumt werden. 
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Altes Feuerwehrhaus. Die Feuerwehrzentrale geht nach Oppenheim. Die Immobilie kann 
erworben werden. 
 
Wird der „Dönerstag“ fortgesetzt? Nach 4 Wochen Probelauf wird ein Vertrag mit dem 
Betreiber aufgesetzt. 
 
Die Verkehrsschau findet im Oktober statt. Es sind keine Ratsmitglieder zugelassen, sondern 
nur die Verwaltung (Bürgermeister und Beigeordnete). 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Werner Kalbfuß Doris Ebeling 
Ortsbürgermeister  

 
 
 


